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DAS CAMP DER SOZIALISTISCHEN JUGEND

KONTAKT

LAGEPLAN

BUNGALOWS

CAMPCENTER

JUGENDHERBERGE

ZELTPLATZ

ZELTPLATZ

Das Europacamp ist eine Einrichtung der Sozialistischen Jugend. Neben der
Jugendherberge mit 68 Betten in 2- und 6-Bett-Zimmern, sowie den 13 Holzbungalows mit 4, 8
oder 10 Betten steht auf unserer Anlage auch ein riesiger Zeltlagerplatz zur Verfügung. 

Neben den Seminarräumen in der Jugendherberge verfügen wir auch über das Campcenter mit
einem 120 m2 großen teilbaren Veranstaltungssaal, Disko, einem Gästebüro und einer
SelbstversorgerInnenküche für Gruppen. 

Die großräumige Fläche für Spiele und sportliche Aktivitäten bietet mit der Lagerfeuerstelle auch einen
gemütlichen Platz für nette Abendstunden. In unserem Campbuffet bieten wir Speisen und Getränke, gegen
Voranmeldung auch Frühstück, Mittag- und Abendessen an. In den letzten 2 Jahren haben wir unseren
Beachvolleyballplatz erneuert und einen Basketballkorb und ein Spielgerät für Kinder
errichtet. Eine tolle Attraktion für unsere organisierten Gruppen ist mit Sicherheit auch das neu errichtete
Kino, wo selbst mitgebrachte Filme angesehen werden können. 

Das große Highlight unserer Anlage
ist mit Sicherheit das
Europabad, das mit einer
Liegefläche von 8000 m2 einen der
schönsten Zugänge zum Attersee
bietet, und allen Wasser- und
Sonnenhungrigen kostenlos zur
Verfügung steht. Unsere Gäste wird
heuer im Europabad außerdem ein
neuer Volleyballplatz, eine
Minigolfanlage und ein eige-
nes Spielgerät für Kinder erwar-
ten.



Seit dem 22. Januar harrt eine Gruppe von zwei Dutzend Men-schen im mehrheitlich von Kur-den bewohnten Cizre im Südosten der Türkei in einem Keller aus. Die Gruppe war dorthin geflüchtet, als sie von türki-schen Soldaten beschossen wurde (jW berichtete). Mittlerweile sind minde-stens sieben Menschen ihren Verletzun-gen erlegen, die sie bei den Angriffen von Polizei und Militär erlitten hatten. Zuletzt starb am Samstag die 16jährige Sultan Irmak, nachdem es erneut zu einem Beschuss des Hauses durch Pan-zer und Artillerie der türkischen Armee gekommen war. Dabei wurde zudem der einzige Zugang zu dem Keller ver-schüttet, wie die kurdische Nachrich-tenagentur ANF berichtete.
Das letzte Lebenszeichen der Ein-geschlossenen und Verletzten gab es am Samstag. »Wir werden beschossen, Bomben wurden hier rein geworfen. Sie werden uns töten. Helft uns«, waren 

die letzten Worte, die man einer Pres-seerklärung der Demokratischen Par-tei der Völker (HDP) zufolge von den Verletzten vernommen habe. Seitdem sei die Verbindung abgerissen und es gebe keinen Kontakt mehr zu den Ein-geschlossenen. Bereits am Freitag hatte der HDP-Abgeordnete Faysal Sariyildiz eine SMS-Nachricht des sich im Keller befindenden Mehmet Yavuzer von der kurdischen Demokratischen Partei der Regionen (DBP) veröffentlicht, in der es heißt: »Ich werde mich selber töten. Ich möchte die Schreie nach Wasser nicht mehr hören. Niemand guckt zu mir, ich werde mich selber töten. Was-ser, ich sage dir, Genosse – Wasser, Wasser …« Seit nunmehr sechs Tagen gebe es in dem Keller nichts mehr zu trinken, berichtete die ANF. Die Einge-schlossenen hätten lediglich einen alten Wassertank mit einem Liter dreckigen Wassers gefunden, um ihre Lippen be-feuchten zu können.

In einer Erklärung der HDP-Abge-ordneten Iris Baluken, Meral Danis Bestas und Osman Baydemir vom Samstag heißt es, dass wiederholt Krankenwagen daran gehindert worden seien, zu den Verletzten zu gelangen. Die zuständigen Behörden hätten ar-gumentiert, dass der einzige Weg zu dem Haus durch die »Kampflinie« füh-re und man deshalb die Sicherheit der Rettungskräfte nicht garantieren könne, da während der laufenden Operation ein Waffenstillstand nicht möglich sei. Schließlich wurden die Krankenwagen bis auf rund 200 Meter an das Haus herangelassen, jedoch mit der Auflage, dass die Verwundeten und Eingeschlos-senen selbständig aus dem verschüt-teten Keller kommen und bis zu den Krankenwagen laufen müssten, so die Abgeordneten. Die drei Parlamentarier sind am vergangenen Mittwoch in einen Hungerstreik getreten, um Druck auf die türkischen Behörden auszuüben, 

damit diese Hilfe zu den Verletzten durchlassen.
Am Wochenende versuchte in Ciz-re eine Gruppe Freiwilliger aus den im Gesundheitswesen tätigen Gewerk-schaften TTB und SES, mit Kranken-wagen zu den Verwundeten vorzusto-ßen. Die Mediziner wurden jedoch von den Sicherheitskräften daran gehindert, den Opfern Hilfe zu leisten. Laut der Nachrichtenagentur ETHA versuch-te am Sonntag auch eine Gruppe von Frauen, darunter Mütter der Einge-schlossenen, mit weißen Fahnen zu dem Haus zu gelangen, woraufhin die gesamte Gruppe von Spezialeinheiten der Polizei festgenommen wurde.In mehreren deutschen Städten gin-gen am Samstag Tausende Menschen gegen das Vorgehen des türkischen Mi-litärs in Kurdistan auf die Straße, un-ter anderem in Berlin, Köln, Hamburg, Frankfurt am Main und Stuttgart.Siehe Seite 2

Langsames Massaker

Schwieriger Auftakt
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Wieder starben in der 
Ägäis 37 Menschen
Ayvacik. In der Ägäis sind am Samstag erneut mindestens 37 Menschen ums Leben ge-kommen, die meisten von ihnen Frauen und Kinder. 75 Menschen konnten nach Angaben der tür-kischen Küstenwache gerettet werden, nachdem ihr Boot beim Versuch der Überfahrt von der türkischen Provinz Canakkale zur griechischen Insel Lesbos kenter-te. Die meisten der Flüchtlinge ka-men aus Syrien und Afghanistan, einige aus Myanmar. Erst am Don-nerstag waren 24 Flüchtlinge beim Untergang ihres Boots vor der griechischen Insel Samos umge-kommen, am Mittwoch ertranken sieben Menschen.  (AFP/jW)

Kundgebungen nach 
Handgranaten-Wurf

Villingen-Schwenningen/Chemnitz. Nach dem Handgranaten-Wurf auf eine Flüchtlingsunterkunft in der Schwarzwaldstadt Villingen-Schwenningen gab es mehrere Demonstrationen. Bei sponta-nen Kundgebungen von einigen Rechten und insgesamt rund 300 antifaschistischen Demonstranten kam es am Sonnabend zu Hand-greiflichkeiten. Der Angriff in der Nacht auf Freitag mit einer nicht explodierten Handgranate sorgte bundesweit für Entsetzen. Unklar ist weiterhin, ob die Kriegswaffe mit einem Zünder ausgestattet war. Zu den Ergebnissen der Überprü-fung durch das Landeskriminalamt machte die Polizei keine Angaben. Drei vermummte Männer haben unterdessen eine Asylbewerberun-terkunft in Chemnitz mit Steinen beworfen. Mehrere Scheiben wur-den dabei am Sonnabend beschä-digt, wie die Polizei am Sonntag mitteilte. Verletzt wurde niemand. Die Täter flüchteten.  (dpa/jW)

Hunderte Menschen demonstrierten am Sonnabend in Berlin gegen den Krieg Ankaras gegen die Kurden
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Bierriese
Marktführer Anheuser-Busch schluckt größten Konkurrenten SAB Mil-ler. Von Gerrit Hoekman

Vorteilsnahme
Interne Revisionen haben in 

 verschiedenen Bundesbehörden Unregelmäßigkeiten festgestellt

Staatsbesuch
Raúl Castro in Paris: Kubanischer Präsident zu offizieller Visite in Frankreich eingetroffen

Grenzverkehr
Deutsche Exportwirtschaft barmt: Kontrollen innerhalb der EU-Zone schaden dem Profit 3 4 7 9
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Türkei: Seit zehn Tagen warten Eingeschlossene in Cizre auf Hilfe. Militär verweigert 
Zugang. Mindestens sieben Tote. Von Kevin Hoffmann, Istanbul

In Genf haben die Syrien-Friedensverhandlungen begonnenIn Genf kommen die Gespräche um eine Beendigung des Krieges in Syrien langsam voran. Am Sonn-tag trafen erstmals Vertreter des »Ho-hen Verhandlungsrates« (HNC) der in Saudi-Arabiens Hauptstadt Riad ta-genden Oppositionsgruppen mit dem UN-Sondervermittler für Syrien, Staf-fan De Mistura, zusammen. Dieser hatte zuvor diplomatisch verklausu-liert die Verzögerungstaktik des HNC kritisiert. Für Gespräche über einen Waffenstillstand sei es erforderlich, dass beide Seiten, »die aufeinander schießen«, anwesend seien.

Die 17 Repräsentanten des HNC waren erst am Samstag abend, einen Tag nach dem Beginn der Gespräche, in Genf eingetroffen. Als »Vorauskom-mando« hatte die in Istanbul ansässige »Nationale Koalition« bereits zuvor sieben Delegierte nach Genf geschickt. Deren Mitglieder hatten die Anwesen-heit internationaler Medien genutzt, um die Vorbedingungen ihrer Seite zu wiederholen: ein Waffenstillstand, die Beendigung von Belagerungen und die Freilassung von Gefangenen. Das aber soll entsprechend der UN-Sicher-heitsratsresolution 2254 mit den Ge-

sprächen in Genf gerade erst erreicht werden. Vorbedingungen, wie sie vom HNC und seinen Unterstützern vorge-tragen werden, sind nicht vorgesehen.Das betonte auch der Verhand-lungsleiter der syrischen Regierungs-delegation, Baschar Al-Dschafari, am Sonntag im Gespräch mit Journali-sten. Er verurteilte den schweren An-schlag, der am Sonntag morgen in Sai-da Zeynep südlich von Damaskus min-destens 45 Menschen getötet hatte. Die Dschihadistenmiliz »Islamischer Staat« hat die Verantwortung für das Attentat übernommen, das unweit der 

Saida-Zeynep-Moschee verübt wurde, einem für schiitische Muslime wichti-gen Heiligtum.
Dschafari sagte außerdem, Damas-kus habe die UNO aufgefordert, für ein Ende der Sanktionen zu sorgen, die von den USA und der EU 2011 gegen Syrien verhängt und seither mehrfach verschärft wurden. Die De-legation der syrischen Regierung war pünktlich in der Schweiz angekom-men und traf sich am Freitag mit De Mistura. Man habe über die Tages-ordnung gesprochen, erklärte dieser anschließend. Karin Leukefeld, Genf

wird herausgegeben von  1.802 Genossinnen und Genossen (Stand 12.1.2016)
n www.jungewelt.de/lpg
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Verwüstungen
Der Mensch hinterlässt auf der Erde unauslöschliche Spuren.  Leben wir noch im »Anthropozän« oder eher im »Kapitalozän«? Zum Streit um einen Namen für das Zeitalter eines kaputten Planeten.  Von Elmar Altvater
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K
iew hat nicht vor, die in Minsk 

zugesagte Amnestie für Teil-

nehmer des Aufstandes im 

Donbass zu verabschieden. Dies geht 

aus Äußerungen verschiedener ukraini-

scher Politiker und Experten wenige Ta-

ge vor dem nächsten Treffen der Minsk-

Kontaktgruppe hervor. So erklärte der 

stellvertretende Chef der Kiewer Präsi-

dialverwaltung, Konstantin Jelissejew, 

ein eigenes Amnestiegesetz sei nicht 

nötig. Die Ukraine habe ein Amne-

stiegesetz aus dem Jahre 1996, das auf 

die Aufständischen angewendet wer-

den könne. Dieses bestimmt allerdings, 

dass Personen, die des »Terrorismus, 

Straftaten gegen die nationale Sicher-

heit der Ukraine und des Banditismus« 

unter keinen Umständen amnestiert 

werden können. Das erlaubt die Aussa-

ge, dass den Aktivisten der Volksrepu-

bliken auf jeden Fall Repressionen dro-

hen, wenn das Gebiet unter ukrainische 

Hoheit zurückkehren sollte. Gleich-

zeitig ist erkennbar, dass die Ukraine 

die Fortsetzung des Minsk-Prozesses 

hintertreiben möchte. Ihr Vertreter in 

der politischen Untergruppe, der frü-

here Staatspräsident Leonid Kutschma, 

kündigte an, sein Land wolle die Ver-

schiebung des für Ende dieser Woche 

geplanten turnusmäßigen Treffens der 

Gruppe beantragen.

An der Front im Donbass ist es der-

weil wie in den letzten Tagen ständig 

unruhig. Die Donezker Nachrichten-

agentur DNA meldete 47 Fälle von 

Beschuss im Rahmen von elf Verlet-

zungen des Waffenstillstands. Das be-

deutet, dass es sich meistens wohl um 

kleinere Vorfälle mit im Schnitt 4 ver-

wendeten Geschossen handelt. Letzte 

Woche waren bei einem solchen Be-

schuss gleichwohl Zivilisten in Donezk 

ums Leben gekommen. Die Donezker 

Agentur summierte die Zahl der Waf-

fenstillstandsverletzungen durch die 

ukrainische Seite in der letzten Woche 

auf 882. Auf ukrainischer Seite werden 

Vorwürfe in ähnlicher Größenordnung 

gegen die Aufständischen erhoben.

In Donezk wurde am Dienstag das 

am 27. Januar bei einem Sprengstoff-

anschlag beschädigte Lenin-Denkmal 

feierlich wiedereröffnet. Die Explosion 

hatte Teile des Sockels abgesprengt, die 

in einem Betrieb der Stadtwerke wieder 

ergänzt wurden; die Statue war unbe-

schädigt geblieben. Die Polizei der VR 

Donezk nahm zwei Männer unter dem 

Verdacht fest, den Anschlag auf das 

Denkmal verübt zu haben. Sie sprach 

von »ukrainischen Diversionsakten«.

Auf ukrainischer Seite hält unter-

dessen offenbar die Unzufriedenheit 

unter den zum Wehrdienst eingezoge-

nen Soldaten an. Der Generalstaatsan-

walt nannte die Zahl von etwa 16.000 

Deserteuren aus den Reihen der bei 

der letzten Mobilisierungswelle im 

Oktober Eingezogenen. Aus einer bei 

Mykolayiv einquartierten mechanisier-

ten Brigade marschierte ein Trupp von 

etwa 50 Soldaten geschlossen in die 

Regionalhauptstadt, um bei der Staats-

anwaltschaft Beschwerde über die 

Dienstbedingungen einzulegen. Wie 

ein Wortführer im örtlichen Fernsehen 

sagte, werden die Soldaten von den 

Offizieren um ihren Sold betrogen. Für 

die Truppe gespendete Lebensmittel 

würden lastwagenweise unterschlagen, 

die Soldaten müssten auf verlausten 

Matratzen schlafen und hätten keine 

Gelegenheit, sich zu waschen. Aus den 

Fernsehbildern geht hervor, dass ein 

Polizeiwagen die Demonstration be-

gleitete, ohne dass die Beamten ein-

schritten.

In Kiew erschoss die neugebildete 

»Nationale Polizei« den 17jährigen 

Beifahrer eines Verkehrsrowdys. Der 

Mann war betrunken mit 190 Kilo-

metern durch die Innenstadt gerast. 

Bürgermeister Vitali Klitschko recht-

fertigte die Erschießung des Jugendli-

chen. Der Bevölkerung müsse wieder 

Respekt vor Recht und Ordnung beige-

bracht werden.

Kiewer Tricksereien

Keine Kritik erlaubt

WWW.JUNGEWELT.DE

UNHCR fordert Türkei zu 

Grenzöffnung auf

Genf/Damaskus. Das UN-Flücht-

lingshilfswerk (UNHCR) hat 

Ankara eindringlich zur Aufnah-

me von Flüchtlingen aus Syrien 

aufgerufen. »Wir fordern von der 

Türkei die Öffnung der Grenze für 

alle Zivilisten, die Schutz suchen«, 

sagte UNHCR-Sprecher William 

Spindler am Dienstag in Genf. Nach 

UN-Angaben sind in den vergan-

genen Tagen 31.000 Menschen aus 

der Stadt Aleppo und Umgebung 

geflohen. Die Lager entlang der 

türkischen Grenze sind inzwischen 

überfüllt. »Die Türkei lässt aber nur 

eine kleine Zahl von Verletzten oder 

besonders gefährdeten Menschen 

hinein«, sagte Spindler. Derweil sind 

in der syrischen Hauptstadt Damas-

kus mehrere Menschen bei einem 

Bombenanschlag getötet worden, 

zu dem sich die Miliz »Islamischer 

Staat« bekannte. Einem Bericht des 

Staatsfernsehens zufolge explodierte 

der Sprengsatz auf einem belebten 

Gemüsemarkt. (AFP/Reuters/jW)

CSU fischt weiter  

rechtsaußen

München. Neuerliche Eskalation 

im Flüchtlingsstreit zwischen der 

CSU und Kanzlerin Angela Merkel 

(CDU): CSU-Chef Horst Seehofer 

(Foto) rückt die von Merkel im 

September vergangenen Jahres 

vorübergehend verkündete Grenz-

öffnung für Flüchtlinge in die Nähe 

des Vorgehens von Diktaturen: »Wir 

haben im Moment keinen Zustand 

von Recht und Ordnung«, klagte 

Seehofer in einem Interview mit der 

Passauer Neuen Presse (Mittwoch-

ausgabe). »Es ist eine Herrschaft 

des Unrechts.« Auch im Streit um 

den Familiennachzug für minderjäh-

rige Flüchtlinge geht die CSU auf 

Distanz zu den Koalitionspartnern 

CDU und SPD. Eine Absage erteilte 

CSU-Generalsekretär Scheuer dem 

Versuch der Bundesminister Thomas 

de Maizière (CDU) und Heiko Maas 

(SPD), in Verhandlungen einen 

Kompromiss zu erzielen. Die SPD 

möchte unbegleiteten Flüchtlings-

kindern nicht grundsätzlich verbie-

ten, ihre Eltern nachzuholen.  (AFP/jW)

Zerstörungen in der Stadt Uglegorsk im Donbass, Mitte Januar
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Ungebremst
Brasiliens Regierung versucht, mit  

Milliarden Real die Wirtschaft zu 

beleben. Von Robert Ojurovic

Unverbindlich

Gianis Varoufakis stellt sich in Ber-

lin Fragen von Journalisten zur 

Bewegung DiEM 25

Ungeduldig
Die NATO will von libyscher Regierung 

zur Intervention eingeladen wer-

den. Von Knut Mellenthin

Unbehelligt
NSU-Aufklärung: Warum ein hessi-

scher Exgeheimdienstler kein 

Verfahren fürchten muss

3
4

7
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Ukrainische Regierung versucht, Verabschiedung eines Amnestiegesetzes zu umgehen. 

Wieder Beschuss von Dörfern bei Donezk. Von Reinhard Lauterbach

Israelische Regierung verbannt Abgeordnete aus dem Parlament und diskriminiert Opposition

A
m Montag entledigte sich die 

Knesset dreier Parlamentarier. 

Die Abgeordneten der Balad-

Partei, Hanin Soabi, Dschamal Sahalka 

und Basel Ghattas, wurden für mehrere 

Monate vom Parlamentsbetrieb ausge-

schlossen. Sie hatten sich mit palästi-

nensischen Familien getroffen, deren 

Angehörige vom israelischen Militär 

erschossen worden waren. Die drei Ab-

geordneten seien gebeten worden, sich 

für die Überführung der Leichname 

einzusetzen, die die israelische Besat-

zungsmacht zurückhält. Dies sei eine 

»wirksame Abschreckungsmaßnah-

me«, hatte Netanjahus Likud-Partei-

freund und Minister für innere Sicher-

heit, Gilad Erdan, erklärt. Seit Oktober 

hat das israelische Militär unter dem 

Vorwand des »Antiterroreinsatzes« 165 

Palästinenser getötet. Die Armee recht-

fertigt die Liquidierungen stets damit, 

es habe sich um Attentäter gehandelt. 

Im selben Zeitraum starben durch Mes-

serattacken 26 israelische Staatsbürger.

Sahalka sei nun für zwei Monate, 

Soabi und Ghattas seien für vier Mo-

nate von Parlamentssitzungen ausge-

schlossen, berichtete dpa am Dienstag. 

Abstimmen dürfen sie zwar noch, doch 

damit soll auch bald Schluss sein. Wie 

Netanjahus Büro am Montag bestätigte, 

wurde am Vortag bei einem Treffen der 

Koalitionsspitzen »vereinbart, ein Ge-

setz einzubringen, das den Ausschluss 

von Parlamentsabgeordneten wegen un-

gebührlichen Verhaltens ermöglicht«.

Auch die außerparlamentarische Op-

position will Netanjahu ruhigstellen. 

Das Parlament beschloss am Dienstag 

in erster Lesung ein Gesetz, wonach 

Organisationen zur Offenlegung ihrer 

ausländischen Finanzquellen gezwun-

gen werden sollen, berichtete AFP. 

Justizministerin Ajelet Schaked will 

mit dem Gesetz gegen die angebliche 

Einmischung fremder Regierungen in 

die inneren Angelegenheiten Israels 

vorgehen. Opposition und Verfassungs-

rechtler kritisieren, dass die in Israel 

ebenfalls aktiven rechtsgerichteten 

Nichtregierungsorganisationen (NGO), 

die weitgehend aus den USA finanziert 

werden, von den erhöhten Transparenz-

regeln ausgenommen werden sollen. 

Oppositionsführer Jitzchak Herzog 

warf der Justizministerin Heuchelei 

vor, weil sie Wahlkampf für ihre Sied-

lerpartei Jüdisches Heim mit Auslands-

spenden bestritten habe. Simon Zeise

wird herausgegeben von  

1.806 Genossinnen und 

Genossen (Stand 3.2.2016)

n www.jungewelt.de/lpg
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Falscher Zauber

Es liegt auch an den Zeiten, dass das  

Fernweh wächst. Die Narren sind los.  

Nicht nur Köln oder Düsseldorf sind betrof-

fen, nein, das ganze Abendland machen 

sie unsicher. Das Reisen hat viele Facetten. 

Wir werben um Ihre Lust daran – mit  

leisen Tönen

ALTERNATIVES REISEN

 F
ür Werbeterror gibt es keine Warnstu-

fen. Der Bürger als Konsument hat 

sich dem auszusetzen. Auch die Rei-

sebranche bombt uns zu. Am schön-

sten, am besten, phänomenal und gern total. 

Wie bei jeder Propaganda führen auch bei der 

kommerziellen Werbung der inflationäre Ge-

brauch von Superlativen, das klebrige Selbstlob, 

die Beleidigung der Intelligenz und die pene-

tranten Wiederholungen bei ihren Adressaten 

zur Abstumpfung. Und doch: Steter Tropfen 

höhlt ja den Stein, also auch den Kopf. Paro-

len bleiben hängen. Und neue Gläubige reihen 

sich ein in den Ringelpiez ums Goldene Kalb. 

Ohne Ökonomie geht es nicht. Wer nicht wirbt, 

stirbt, heißt es. Für nicht wenige Länder und 

Regionen ist die Tourismusindustrie eine Le-

bensader. Wie verwundbar sie ist, zeigen die 

jüngsten Anschläge in Ägypten oder der Türkei. 

Dann fliehen die umworbenen Kunden aus den 

reicheren Ländern. Natürlich nehmen sie nicht 

die Balkanroute, sondern verlegen ihren Urlaub 

ganz bequem. Zum Beispiel nach Portugal, aufs 

spanische Festland oder auf die schöne Insel 

Mallorca. Es ist eines unserer Themen hier, dass 

das nicht nur Geld, sondern auch Probleme mit 

sich bringt.  

 Seit es Menschen gibt, möchten diese wohl 

wissen, was hinter dem Horizont liegt. Wissen 

wollen ist der erste Schritt zum aufgeklärten 

Menschen. »Wissen macht uns verantwortlich«, 

mahnte der Revolutionär Che Guevara, ein coo-

ler Typ, der selbst viel rumkam, eine Menge 

guter Sprüche draufhatte und trotz Asthma den 

Bergtourismus schätzte. Es lohnt sich, hinter 

den Horizont zu blicken, über das Ziel und 

die Art zu reisen nachzudenken. Über das Ver-

hältnis von Mensch und Umwelt, Kapital und 

Arbeit. Unsere Autoren möchten dazu anregen, 

mit offenen Augen der Reiselust nachzugehen, 

Orte zu erkunden, Menschen und Kulturen.  

 Es liegt auch an den Zeiten, dass das Fernweh 

wächst. Wir dachten, die Narren, die Köln oder 

Düsseldorf heimsuchten, gerade erst losgewor-

den zu sein, da muss man feststellen: Das ganze 

Abendland machen sie unsicher. Manche kostü-

mieren sich in Nadelstreifen, manche gehen als 

prollige Dumpfbacke, einige spazieren im Spie-

ßerkostüm oder tragen Uniform, andere laufen 

herum wie du und ich. Fröhlichkeit verbreiten 

sie nicht. Sie lärmen, dass wir am Arsch wären, 

sie verbreiten Angst. Aus ihrer Furcht heraus, 

denn sie wissen schließlich ganz genau, wie der 

Moslem tickt oder was der Schnackel-Afrikaner 

im Schilde führt. Und sie finden, dass wir Deut-

schen schon lange genug für das bisschen Welt-

krieg büßen mussten. Nun wollen uns Fremde 

an den Wohlstand, ihre Sitten, Gebräuche und 

Schleier überstülpen, die Party versauen. Die 

Wurst bleibt hier, tönen sie, kein Zugereister 

soll davon abbeißen. Blasen irgendwo tausend 

solcher Wuttrottel in ihre Tröten, sind sie auch 

schon in der »Tagesschau«. In den Umzügen 

der Demagogen finden sich auch solche wieder, 

die die Veränderungen, die die massenhafte 

Flucht von Menschen vor Krieg und Elend mit 

sich bringt, überfordern. Vielleicht selbst Opfer 

sozialer Kälte treten sie nach unten. Und es ist 

kein Wunder, dass manche Birne weich ist. In 

Medien wurden bereits über Jahre Klischees 

und Feindbilder verbreitet. Ihr neuer Lieblings-

schurke sitzt, und das ist nicht gerade originell, 

mal wieder im Kreml. Zwei unserer Beiträge 

führen Sie in sein Reich.  

 Das Reisen hat viele Facetten. Doch egal, ob 

man durch Grönland stapft, durch die Branden-

burger Pampa radelt oder sich an Kubas schön-

stem Strand, der Playa Pilar, rekelt – immer 

ist es eine lehrreiche Herausforderung. Reisen 

schafft Freundschaften, prüft Partner auf Ver-

träglichkeit. Es ist eine Schule für Geduld und 

Toleranz, es stärkt den Verstand und das Herz. 

Hier lernt man, was das andere ausmacht, wie 

ähnlich sich alle Erdenkinder doch sind. Hier 

lernt man, wie der andere tickt, hier lernt man 

das, was kein Buch, keine Zeitung und schon 

gar kein Politikerwort erklärt. Wir werben um 

Ihre Lust am Reisen – mit leisen Tönen.  

Falscher Zauber
Das Reisen ist eine Schule, der Tourismus ein Blender. Anregungen zur praktischen Weltanschauung . 

Von   Peter Steiniger 

TONY GENTILE/REUTERS

Alternatives Reisen

■ Seite 2: Dschungel. Im Tourismus geht es weder fair, noch gerecht zu. ■ Seite 3: Schön tranquilo. In Kubas 

 Hauptstadt ist nicht ganz alles beim alten ■ Seite 4: Neuland in Metz. Blinde erleben Reisen anders ■ Seite 5: Trocken-

gelegt. Mallorca leidet unter den Millionen ■ Seite 6: Ungefiltert. Die verdrängten Risiken von Kabinenluft ■ Seite 7: Dit 

is Berlin. Mit Kunzes Bus quer durch die Hauptstadt ■ Seite 8: Viva! Auf zu Zapata
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Ich war da! Unsere Fotos zeigen genau das, was Sie darauf sehen. 

Wohin auch immer Menschen reisen, ein Selfie muss sein. 

Hier: Rio de Janeiro, Brasilien
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 E
s ist mal wieder »nichts pas-

siert«. Kein Problem, kein Un-

fall im »Nuklearbereich«, ver-

sicherten am Donnerstag die Präfektur 

Manche (Ärmelkanal) und die franzö-

sische Energiebehörde, nachdem am 

Morgen eine Explosion im Atomkraft-

werk Flamanville die Bewohner des 

gleichnamigen normannischen Dorfes 

aufgeschreckt hatte. Fünf Arbeiter hät-

ten bei dem Vorfall, der sich angeb-

lich im Maschinenraum des Reaktors I 

ereignete, leichte Rauchvergiftungen 

erlitten. Das AKW hat zwei Reaktoren 

in Betrieb, von denen einer nun abge-

schaltet ist. 
Ein dritter Reaktor ist 

im 

Bau. Sprecher der Umweltpartei EELV 

(Europe Écologie – Les Verts) sa
hen in 

dem Unfall einen »neuerlichen Beweis 

dafür, dass Atomenergie nicht sicher ist 

und durch umweltfreundliche Energie 

ersetzt werden muss«. 

 Betreiber des Kraftwerks ist d
ie EDF 

(Électricité de France), an der der fran-

zösische Staat 84,8 Prozent der Aktien 

hält. Konstruiert wurden die beiden ak-

tiven Reaktoren von der mit insgesamt 

91 Prozent Anteilen ebenfalls m
ehrheit-

lich staatlichen Areva. Der internatio-

nal tätige Atomkonzern traf auch eine 

Mitschuld am Reaktorunfall im japa-

nischen Fukushima am 11. M
ärz 2011. 

Die Gesellschaft ist 
darüber hinaus ei-

ner der weltweit größten Uranprodu-

zenten und betreibt im afrikanischen 

Niger drei Minen. Nicht zuletzt diesem 

Umstand verdankt die benachbarte Re-

publik Mali den »humanitären« Einsatz 

der französischen Armee, die dort mit 

mehr als 3.000 Soldaten angeblich ge-

gen den »internationalen Terrorismus« 

im Einsatz ist. 

 Areva baut in Flamanville zur Zeit 

einen neuen Druckwasserreaktor vom 

Typ EPR und machte in den vergange-

nen Jahren auch hier vor allem mit enor-

men Steigerungen der vorgesehenen 

Baukosten und mit technischen Pannen 

Schlagzeilen. Aus den ursprünglich ver-

anschlagten sechs Milliarden Euro, die 

der EPR bis zu seiner Fertigstellung in 

2016 kosten sollte, wurden inzwischen 

rund elf Milliarden. Wann der Reaktor 

tatsächlich in Betrieb genommen wer-

den kann, ist n
icht absehbar. Zunächst 

am EPR-Projekt beteiligte Konzerne 

wie die deutsche Siemens und die ita-

lienische Enel zogen sich bereits 2012 

zurück. Die Italiener begründeten ih-

ren Schritt m
it der wenig erstaunlichen 

Analyse, der Reaktor werde wegen der 

hohen Baukosten nie wirtschaftlich ar-

beiten können. 

 Frankreich ist mit 58 Reaktoren in 

19  Kernkraftwerken fast völlig abhän-

gig vom Atomstrom und den beiden 

maßgebenden Atomkonzernen EDF 

und Areva. Dem militärisch-industriel-

len Komplex Frankreichs ist b
esonders 

daran gelegen, im Rahmen der Nut-

zung der Kernenergie die Möglichkei-

ten seiner atomaren »Force de frappe« 

(Schlagkraft) zu erhalten. 

 »Kleinere Ereignisse« wie der Un-

fall in Flamanville haben daher hohe 

Bedeutung für die Energiepolitik der 

jeweiligen Pariser Regierung. Mit Aus-

nahme der EELV hat es bisher keine 

Partei gewagt, Frankreichs vollständi-

gen Ausstieg aus der Atomenergie zu 

verlangen. Auch die derzeitigen Kan-

didaten der politischen Linken für die 

Präsidentschaftswahl am 7. M
ai, seien 

es der Sozialist Benoît Hamon oder 

der Wortführer der Linkspartei Parti de 

Gauche, Jean-Luc Mélenchon, rühren 

nicht an die Macht der Konzerne. Der 

von Skandalen verfolgte Präsident-

schaftsaspirant der Rechten, François 

Fillon, verlangt in seinem Wahlpro-

gramm sogar den Ausbau der französi-

schen Atomindustrie. 

Wieder nichts passiert

»Kraftanstrengung« gegen Flüchtlinge

WWW.JUNGEWELT.DE

   NATO will Stützpunkt in 

Neapel ausbauen 

     Brüssel.  Das westliche Kriegs-

bündnis NATO baut sein Streit-

kräftekommando im italienischen 

Neapel aus. Das wollen die Ver-

teidigungsminister der Allianz 

laut Informationen der  Deutschen 

Presseagentur  bei ihrem Treffen in 

der kommenden Woche beschlie-

ßen. Begründet wird der Schritt m
it 

einer stärkeren Beteiligung an »in-

ternationalen Antiterroreinsätzen«. 

In der Hafenstadt soll zunächst ein 

Art Lage- und Koordinierungszen-

trum entstehen, wo etwa 90 Mili-

tärs Informationen aus Kriegslän-

dern wie Libyen, Syrien oder dem 

Irak auswerten. Später könnten von 

dort aus auch Kriseneinsätze gelei-

tet werden. 

 Das Bundesverteidigungsmini-

sterium in Berlin prüft nach eige-

nen Angaben bereits, o
b und, wenn 

ja, wie sich Deutschland an dem 

sogenannten Süd-Hub beteiligen 

könne. Auf dem NATO-Stützpunkt 

in Neapel seien bereits heute rund 

80 Deutsche beschäftigt, sagte ein 

Sprecher am Donnerstag.  (dpa/jW)          

   Deutschland erzielt 2016 

Rekordüberschüsse 

     Berlin.  Deutschland hat 2016 so vie-

le Waren exportiert wie nie zuvor. 

Die Ausfuhren erreichten den Wert 

von 1,21 Billionen Euro. Das war 

eine Steigerung von 1,2 Prozent ge-

genüber 2015. Die Einfuhren stie-

gen um 0,6 Prozent auf 954,6 Mil-

liarden Euro, erklärte das Statisti-

sche Bundesamt am Donnerstag in 

Wiesbaden. Da Deutschland mehr 

Waren im Ausland verkauft als von 

dort einführt, sti
eg der Exportüber-

schuss auf den Rekordwert von 

252,9 Milliarden Euro. Besonders 

kräftig war die Nachfrage in der 

Europäischen Union. Die Exporte 

dorthin stiegen um 2,2 Prozent auf 

707,9 Milliarden Euro. Ausfuhren 

in Länder außerhalb der EU san-

ken dagegen um 0,2 Prozent auf 

499,6 Milliarden Euro.  (Reuters/jW)

 
 Siehe Seiten 2 und 8                                                                          
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Gespalten

Die spanische Linkspartei Podemos 

vor Kongress in schweren Flügel-

kämpfen. Von Carmela Negrete

Geschickt

In der neurechten Bewegung der 

»Identitären« sammeln sich 

nicht nur schlichte Mitläufer

Gebremst

Bundesverwaltungsgericht stoppt vor-

läufig die Pläne zur Elbvertiefung.  

Von Burkhard Ilschner 

Gefährlich

Heiner Flassbeck: Deutscher Außen-

handelsrekord belastet andere 

Länder. Siehe Kommentar Seite 8  
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Explosion in französischem Atomkraftwerk Flamanville. 

Behörden wiegeln ab . Von   Hansgeorg Hermann, Paris 

De Maizière: »Jeder« muss »mehr für Abschiebungen« tun

 V
or dem Spitzentreffen im 

Kanzleramt zu schnelleren 

Abschiebungen hat Bunde-

sinnenminister Thomas de Maizière 

(CDU) die Länder in die Pflicht ge-

nommen. »Wir brauchen eine ge-

meinsame Kraftanstrengung«, sagte 

de Maizière am Donnerstag im  ARD -

»Morgenmagazin«. Jeder müsse nun 

Verantwortung übernehmen und mehr 

für Abschiebungen tun. Am Abend be-

rieten Bundeskanzlerin Angela Merkel 

(CDU) und die Länderchefs über einen 

16-Punkte-Plan zur Flüchtlingspolitik. 

 Das Maßnahmenpaket verfolgt 

das Ziel, Asylbewerber schneller au-

ßer Landes zu bringen. In dem Be-

schlussentwurf werden sogenannte 

Bundesausreisezentren erwogen, um 

Ausreisepflichtige zentral zu internie-

ren. Über gesundheitliche Abschiebe-

hindernisse sollen künftig Amtsärzte 

entscheiden. Weiterhin soll die Ab-

schiebehaft erleichtert werden – eine 

Unschuldsvermutung ist nicht mehr 

vorgesehen. 

 Der Vorsitzende der Innenminister-

konferenz der Länder, Markus Ulbig 

(CDU), machte sich für ein härteres 

Vorgehen gegen abgelehnte Asylbe-

werber stark. »Wir müssen die Fehlan-

reize für Ausreisepflichtige hierzulan-

de abbauen. Dabei spielt das Thema 

Leistungskürzung eine wichtige Rol-

le«, sagte Sachsens Ressortchef der 

 Welt . Wer kein Bleiberecht in Deutsch-

land bekomme, »sollte aktiv nachwei-

sen müssen, warum es für ihn einen 

Grund zur Duldung gibt«. 

 Ulla Jelpke, innenpolitisc
he Spre-

cherin der Fraktion Die Linke, kritisie
r-

te die Planungen am Donnerstag. »Wer 

eine ›nationale Kraftanstrengung‹ bei 

Abschiebungen fordert, stä
rkt rassisti

-

sche Stimmungen und fördert rechte 

Kräfte und Parteien im Land«, erklärte 

sie. »Wie die Bundesregierung gera-

de auf eine kleine Anfrage antwortete, 

gab es im Jahr 2016 insgesamt 25.375 

Abschiebungen, das ist e
in Anstieg um 

21,5 Prozent gegenüber dem Vorjahr, in 

dem sich die Abschiebezahlen bereits 

verdoppelt hatten. Zugleich wurden 

54.069 geförderte sogenannte freiwil-

lige Ausreisen registrie
rt, 45 Prozent 

mehr als 2015.« 

 (dpa/jW)       

wird herausgegeben von 

1.998 Genossinnen und 

Genossen (Stand 26.1.2017)

■ www.jungewelt.de/lpg
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Befindlichkeit

Hetze gegen Kritiker der Politik Tel-

Avivs ist in der Bundesrepublik weit 

verbreitet. Sie ist für eine vermeintli-

che »Verteidigung Israels« zur Norm 

geworden. Die vorgebliche Bekämp-

fung von Antisemitismus wird dabei 

zur Farce. Von Moshe Zuckermann
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Wieder nichts passiert

Natürlich keine Gefahr: 

Das französische Atomkraftwerk 

Flamanville
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bezahlte Anzeige

Die Qualifizierungsoffensive –
30.000 neue Ausbildungsplätze

sozialministerium.at facebook.com/sozialministerium

 9 Arbeitsplatznahe Qualifizierung
Arbeitsuchende werden individuell auf offene Stellen in Betrieben vorbereitet. 

 9 Wiedereinführung des Fachkräftestipendiums
Wer einen Qualifikationsabschluss unter Fachhochschulniveau nachholen möchte, kann ab jetzt 
wieder ein Fachkräftestipendium nutzen. Gilt für eine Ausbildungszeit von bis zu drei Jahren.

 9 FacharbeiterInnen-Intensivausbildungen
Bietet arbeitslosen Personen die Möglichkeit, einen außerordentlichen Lehrabschluss zu 
 erwerben bzw. eine Berufsausbildung in verkürzter Form nachzuholen.

 9 Neue Ausbildungsplätze für junge Menschen
Die Ausbildungspflicht bis 18 und die Aus bildungsgarantie bis 25 stellen sicher, dass jeder junge 
Mensch einen guten Ausbildungsplatz bekommt. 

Mehr Informationen finden Sie auf sozialministerium.at 



MITDER MMR-GRATIS-IMPFUNG

MASERN

SIND KEIN

KINDER-

SPIEL.

Schützen
Sie sich
und Ihre
Kinder!

 EURE 
KINDER 
HABEN 
WIR AM 
LIEB-
STEN.

Masern sind alles andere als eine harmlose 
Kinderkrankheit. Sie sind hochansteckend 
und können schwerwiegende Folgen haben – 
auch für Jugendliche und Erwachsene!
 
Schützen Sie sich und Ihre Kinder rechtzeitig 
mit der gut verträglichen MMR-Gratis-Impfung. 
Informieren Sie sich bei Ihrer Ärztin/Ihrem Arzt,
in Ihrer Apotheke oder im Web: 
www.keinemasern.at
 

Entgeltliche Einschaltung




